
361 der Beilagen zu den stenographischeh Protokollen des Nationalrates XIV. GP 

Bericht 

des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (335 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Vermögen­
steuergesetz 1954 und das Erbschaftssteuer-

äquivalentgesetz geändert werden 
und 

über den Antrag der Abgeordneten Doktor 
Schwimmer und Genossen betreffend Ände­
rung des Vermögensteuergesetzes 1954 

(31/A) 

Die AbgeO'rdneten Dr. S eh w i m m e rund 
GenO'ssen haben am 23. Juni 1976 den Antrag 
31/A betreffend Änderung des Vermögensteuer­
gesetzes 1954 im Nationalrat eingebracht. 

Dieser Initiativantrag sieht eine 50% ige An­
hebung des aUgemeinen ,Frerbetrages im § 5 des 
Vermögensteuer,gesetzes sowie eine Anhebung der 
Höchstgrenze im § 76 des Bewertungsgesetzes 
vO'n 50000,- Sauf 100 000,- S vO'r. 

Die Bundesregierung hat dem Nationahat am 
19. OktO'ber 1976 den Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem das Vermögensteuergesetz 
1954 und das Erhschaftssteueräquivalentgesetz 
geändert werden (335 der Beilagen), vO'r;gelegt. 

Hiezu wird fO'lgendes bemerkt: 
Die nächste Hauptveranlagung der Vermögen­

steuer und des Rrbschaüssteueräquivalentes ist 
zum 1. Jänner 1977 durchzuführen. Die auf 
Grund der wirtschaftlichen Entwicklung seit der 
letzten NO'vellierung des Vermögensteuergesetzes 
erfO'rderlich scheinenden Maßnahmen sollen zur 
Vermeidung eines zusätzlichen Verwaltungs auf­
wandes zu diesem Zeitpunkt wirksam werden. 
Der Gesetzentwurf enthält im wesentlichen eine 
Anhebung der Frdbeträge unbeschränkt steuer­
pflichtiger, natürlicher Personen, verbunden mit 
Verbesserungen hinsichtlich des sO'genannten 
Altersfreibetrages und der Verpflichtung zur Ah­
gabe der Erklärung, eine Erhöhung der Min­
destvermögensbeträge unbeschränkt steuerpflich­
tiger Kapitalgesellschaften und die Anhebung 

Maderthaner 
Berichterstatter 

des Steuervermögenssatzes von 0,75 v. H. auf 
1 v. H. Oie Arrhebung der tBesteuerungsgrenze 
bei Körperschaften stellt eine Vereinfachung hin­
sichtlich unbedeutender Vereine und dergleichen 
dar und erfO'rdertdie gleichzeitige Anpassung 
des Erbschaftssteueräquivalentgesetzes. 

Der Finanz:" und ,Budgetausschuß hat in seiner 
Sitzung am 5. NO'vember 1976 beschlossen, beide 
VorJiagen unter einem zu behandeln ·und die 
Regierungsvorlage als Beratungsgrundlage heran­
zuziehen. 

Als Berichterstatter zur Regierungsvorlage 
fungierte AhgeO'rdneter M ad e r t h a n e r. 

Als Berichterstatter zu 31/A fungierte Abge­
O'rdneter Dr. F e urst ein. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
'Berichterstatter ,die AhgeO'rdneten S u p pan, 
Dr. B r 0' e S i g ke, Dipl.-Ing. Dr. Z i t t m a y r, 
DDr. K ö n i g, Dr. .p el i k a n ·und Dr. K e i­
me I sO'wie der Bundesminister für· Finanzen 
Dr. A n d r 0 S c h. 

Bei der Ahstimmung wurde die Regierungsvor­
lage teils einstimmig, teils mehrstimmig ange­
nO'mmen. 

Der Antrag der Abgeordneten Dr. S c h w i m - . 
me rund GenO'ssen (31/A) fand nicht die Zu­
stimmung der Ausschußmehrheit. 

Ein Abänderungsantrag der Abgeordneten 
Suppan und Dr. Feurstein fand im 
Ausschuß nicht die erforderliche Mehrheit. 

Zum Berichterstatter für das Haus wurde Ab­
geO'rdneter M ade r t ha n e r gewählt. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Finanz- und ,Budgetausschuß den ,A nt rag, der 
N atiO'nalrat wO'lle dem von der 'Bundesregierung 
vO'rgelegten Gesetzentwurf (335 der Beilagen) 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 197611 05 

Dr. Tull 
Obmann 
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